
 

 - 1 - 

Satzung der Stadt Bleckede 
über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer 

 
inkl. der 1. Änderungssatzung vom 07.12.2023 
inkl. der 2. Änderungssatzung vom 27.11.2025 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) i.d.F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. 2010, 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 29.01.2025, (Nds. GVBI. 2025 Nr. 3), i.V.m. den §§ 1, 2 und 3 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i.d.F. vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, 
121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. 2022, S. 589), 
hat der Rat der Stadt Bleckede in seiner Sitzung am 27. November 2025 folgende Satzung 
beschlossen. 

§ 1 
Allgemeines 

Die Stadt Bleckede erhebt eine Zweitwohnungssteuer als örtliche Aufwandssteuer. 

 
§ 2 

Steuerpflicht und Steuergegenstand 

(1) Steuerpflichtiger ist, wer im Stadtgebiet länger als zwei Monate eine Zweitwohnung innehat. 
Inhaber einer Zweitwohnung ist derjenige, dem die Verfügungsbefugnis über die Wohnung als 
Eigentümer, Wohnungsmieter oder als sonstiger Dauernutzungsberechtigter zusteht. Das gilt 
auch, wenn die Wohnung zur unentgeltlichen Nutzung überlassen worden ist. 

(2) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jede baulich abgeschlossene Gesamtheit von Räumen, 
die zum Wohnen oder Schlafen bestimmt ist und zu der eine Küche oder Kochgelegenheit 
sowie eine Toilette und ein Bad oder eine Dusche gehören. 

(3) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, über die jemand neben seiner Hauptwohnung zu 
Zwecken der persönlichen Lebensführung, insbesondere zu Erholungs-, Berufs- und 
Ausbildungszwecken verfügen kann. Eine Wohnung verliert die Eigenschaft als Zweitwohnung 
nicht dadurch, dass sie zeitweilig zu einem anderen Zweck oder nicht genutzt wird. 

 Keine Zweitwohnungen im Sinne dieser Satzung sind insbesondere: 
- Gartenlauben im Sinne des § 3 Abs. 2 des Bundeskleingartengesetzes (BKleingG), 
- Wohnmobile, Wohn- und Campingwagen, 
- Wohnungen, die neben der Hauptwohnung ganz oder überwiegend zum Zwecke der 

Einkommenserzielung (z.B. Geld- oder Vermögensanlagen) gehalten werden, 
- Wohnungen von Personen, die diese zum Zwecke der ersten Schul- oder Berufsausbildung 

als Nebenwohnung innehaben, 
- Wohnungen, die von freien Trägern der Wohlfahrtspflege aus therapeutischen oder 

sozialpädagogischen Gründen zur Verfügung gestellt werden, 
- Wohnungen in Pflegeheimen oder sonstigen Einrichtungen, die der Betreuung 

pflegebedürftiger oder behinderter Menschen dienen, 
- Wohnungen, die von Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe zur Verfügung gestellt 

werden und Erziehungszwecken dienen, 
- Zweitwohnungen von verheirateten bzw. in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft nach 

dem Lebenspartnerschaftsgesetz lebenden Personen, die nicht dauernd getrennt leben 
und die Zweitwohnung im Gemeindegebiet aus beruflichen Gründen innehaben, wenn sich 
die Hauptwohnung der Eheleute bzw. Lebenspartner außerhalb der Stadt Bleckede 
befindet; als berufliche Gründe gelten auch Tätigkeiten, die der Vorbereitung auf die 
Erwerbstätigkeit erforderlich sind, wie z.B. Studium, Lehre, Ausbildung oder Volontariat. 

(4) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Inhaber einer Wohnung, so sind sie 
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Gesamtschuldner. 

§ 3  
Steuermaßstab 

(1) Die Steuerschuld bemisst sich nach der auf Grund des Mietvertrags im Besteuerungszeitraum 
gemäß § 5 geschuldeten Nettokaltmiete. Sollte im Mietvertrag zwischen den Parteien eine 
Miete vereinbart worden sein, in der Betriebskosten enthalten sind, sind zur Ermittlung der 
Nettokaltmiete angemessene Kürzungen vorzunehmen. Wenn nur die Bruttokaltmiete 
(einschließlich Nebenkosten, aber ohne Heizkosten) vereinbart wurde, gilt als Nettokaltmiete 
die um einen Abzug von 10 % verminderte Bruttokaltmiete. Wenn nur eine Bruttowarmmiete 
(einschließlich Nebenkosten und Heizkosten) vereinbart wurde, gilt als Nettokaltmiete die um 
einen Abzug von 20 % verminderte Bruttowarmmiete. 

(2) Der Nettokaltmietaufwand wird auf Grund der vertraglichen Vereinbarung mit dem Überlasser 
der Wohnung ermittelt. Dazu ist eine Kopie des Mietvertrages oder der sonst vorliegenden 
Vereinbarung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 vorzulegen. 

(3) Für solche Wohnungen, die eigengenutzt, ungenutzt, zum vorübergehenden Gebrauch 
unentgeltlich oder unterhalb der ortsüblichen Miete überlassen sind, ist statt der vereinbarten 
Nettokaltmiete die ortsübliche Vergleichsmiete anzusetzen. Die ortsübliche Vergleichsmiete 
wird von der Stadt Bleckede in Anlehnung an die Nettokaltmiete, die in der Stadt Bleckede 
oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbaren Alters und vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschließlich der energetischen 
Ausstattung und Beschaffenheit in den letzten drei Jahren vereinbart worden ist, geschätzt. 

(4) Die bei der Schätzung der ortsüblichen Vergleichsmiete maßgebliche Wohnfläche ist im 
Zweifelsfall die sich nach der Zweiten Berechnungsverordnung vom 12.10.1990 (BGBl. I S. 
2178), in der jeweils gültigen Fassung, ergebene Wohnfläche.  

 
§ 4 

Steuersatz 

(1) Die Steuer wird durch einen auf die Nettokaltmiete bzw. ortsübliche Vergleichsmiete 
anzuwendenden vom-Hundert-Satz (Steuersatz) ermittelt. Der Steuersatz wird auf 5,0 v. H. der 
Bemessungsgrundlage festgesetzt. 

(2) In den Fällen des § 5 Abs. 1 Satz 2 ermäßigt sich die Steuerschuld des Abs. 1 auf den der Dauer 
der Steuerpflicht entsprechenden Teilbetrag. 

 
§ 5 

Erhebungszeitraum, Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2) Tritt die Steuerpflicht am ersten Tag eines Monats nach dem 1. Januar eines Jahres ein, 
entsteht die Steuerschuld gleichzeitig. Tritt die Steuerpflicht nach dem ersten Tag eines 
Monats ein, entsteht die Steuerpflicht am ersten Tag des folgenden Kalendermonats. 

(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Steuerpflichtige die 
Wohnung aufgibt oder die Voraussetzungen für die Annahme einer Zweitwohnung entfallen. 

(4) Die Steuerschuld wird erstmalig einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheids fällig 
und dann jeweils zum 15. des Kalendervierteljahres (Februar, Mai, August, November).  

(5) Jahresraten werden auf Antrag gewährt und sind vor Beginn eines Jahres zu beantragen. Die 
Festsetzung erfolgt in diesem Fall zum 01. Juli eines Jahres. 
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(6) Bei Änderungen der Bemessungsgrundlage (§ 3) innerhalb des Kalenderjahres ist die 
Zweitwohnungssteuer ab dem Monat, in dem die Änderung eintritt, neu festzusetzen. Sofern 
die Änderung der Bemessungsgrundlage nicht auf den ersten eines Monats fällt, gilt die neue 
Bemessungsgrundlage ab dem ersten Tag des Folgemonats. 

 
§ 6 

Anzeigepflicht 

Wer Inhaber einer Zweitwohnung wird oder die Zweitwohnung aufgibt oder bei wem sich eine 
melderechtliche Statusänderung ergibt, hat dieses der Stadt Bleckede innerhalb von einem Monat 
nach diesem Zeitpunkt anzuzeigen. Wer bei Inkrafttreten dieser Satzung eine Zweitwohnung 
innehat, hat dies der Stadt Bleckede innerhalb von drei Monaten nach diesem Zeitpunkt 
anzuzeigen. 

 
§ 7 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in § 2 Abs. 1 und 3 genannten Personen sind verpflichtet, der Stadt Bleckede Änderungen 
des Nettokaltmietaufwandes innerhalb von einem Monat nach dieser Änderung schriftlich bei 
der Stadt Bleckede mitzuteilen und mit einer Kopie des neuen Mietvertrages zu belegen. Satz 
1 gilt für Verträge im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. 

(2) Die in § 2 Abs. 1 und 3 genannten Personen sind zur Angabe aller zur Erhebung der 
Zweitwohnungssteuer erforderlichen Daten innerhalb eines Monats nach Erhalt des 
Fragebogens zur Erhebung der Zweitwohnungssteuer verpflichtet, unabhängig ihrer Pflichten 
nach § 6 der vorliegenden Satzung. 

(3) Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg 
verspricht, sind auch andere Personen, insbesondere Vermieter oder Verpächter von 
Wohnungen im Sinne von § 2 Abs. 2 und 3 verpflichtet, der Stadt Bleckede auf Nachfrage die 
für die Steuerfestsetzung relevanten Tatbestände mitzuteilen. 

 
§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer 

- entgegen § 6 Satz 1 nicht innerhalb eines Monats anzeigt, dass er eine Zweitwohnung 
innehat oder aufgegeben hat, 

- entgegen § 6 Satz 2 nicht binnen drei Monaten anzeigt, dass er bei Inkrafttreten dieser 
Satzung eine Zweitwohnung innehatte, 

- entgegen § 7 Abs. 1 nicht innerhalb eines Monats nach der Änderung des jährlichen 
Nettokaltmietaufwandes diese Änderung mitteilt oder diese Änderung nicht nachweist, 

- entgegen § 7 Abs. 2 nicht innerhalb eines Monates nach Erhalt des Fragebogens zur 
Erhebung der Zweitwohnungssteuer die erforderlichen Daten angegeben hat. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € geahndet werden. 
 

§ 9 
Datenübermittlung von der Meldebehörde 

(1) Die Meldebehörde übermittelt der Stadt Bleckede als Steuerbehörde zur Sicherheit des 
gleichmäßigen Vollzugs der Zweitwohnungssteuersatzung bei Einzug eines Einwohners, der 
sich mit Nebenwohnung meldet, gemäß § 34 Abs. 1 Bundesmeldegesetz die folgenden 
personenbezogenen Daten der Einwohner. 

- Vor- und Familiennahmen, 
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- Geschlecht, 
- Doktorgrad, 
- Tag und Ort der Geburt, 
- gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt), 
- Anschrift der Nebenwohnung, 
- Übermittlungssperren, 
- Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern das Datum der Eheschließung oder 

der Begründung der Lebenspartnerschaft. 

(2) Bei Auszug, Tod, Namensänderung, Änderung bzw. nachträglichem Bekanntwerden der 
Anschrift der Hauptwohnung, Einrichtung einer Übermittlungssperre oder Änderung des 
Familienstandes werden die Veränderungen übermittelt. Wird die Nebenwohnung zur Haupt- 
oder alleinigen Wohnung, gilt dies als Auszug. Eine Datenübermittlung findet auch dann statt, 
wenn die Anmeldung von Nebenwohnungen nachgeholt wird. 

(3) Die Meldebehörde übermittelt der Steuerbehörde unabhängig von der regelmäßigen 
Datenübermittlung die in Abs. 1 genannten Daten derjenigen Einwohner, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Satzung in der Stadt Bleckede bereits mit Zweitwohnsitz gemeldet sind. 

 
§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Die Satzung der Stadt Bleckede über die Erhebung 
einer Zweitwohnungssteuer vom 07.12.2023 tritt zugleich außer Kraft. 

 
Bleckede, den 27.11.2025 

gez. 
Dennis Neumann 
Bürgermeister 


